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Beschluss 
der Stadtverordnetenversammlung 

 

Informationsfreiheitssatzung 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 
- 101.17.997 - 
 
 Geänderter gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
Der Magistrat der Stadt Kassel wird beauftragt, den Entwurf einer 
Informationsfreiheitssatzung vorzulegen, insofern eine vorherige Regelung des 
Landesgesetzgebers dies nicht erübrigt. Dabei ist insbesondere festzulegen, dass nur 
Informationen zu Selbstverwaltungsangelegenheiten betroffen sind und der Raum des 
behördlichen Entscheidungsbildungsprozesses geschützt ist und der Datenschutz 
gewahrt wird. Ebenso ist die Deckung der entstehenden Verwaltungskosten zu regeln. 
Die Satzung soll zunächst befristet werden, um nach einem angemessenen Zeitraum eine 
Evaluation durchführen zu können. 

 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, CDU, Kasseler Linke, FDP, Stadtverordneter Bayer 
Ablehnung: Demokratie erneuern/Freie Wähler 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Dem geänderten gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne betr. 
Informationsfreiheitssatzung, 101.17.997, wird zugestimmt. 

 
 Änderungsantrag Demokratie erneuern/Freie Wähler 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
Der Magistrat der Stadt Kassel wird beauftragt, den Entwurf einer 
Informationsfreiheitssatzung vorzulegen, insofern eine vorherige Regelung des 
Landesgesetzgebers dies nicht erübrigt. 

 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke, Demokratie erneuern/Freie Wähler, Stadtverordneter Bayer 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne, CDU 
Enthaltung: FDP 
den  

Beschluss 
 

Der Änderungsantrag der Fraktion Demokratie erneuern/Freie Wähler betr. 
Informationsfreiheitssatzung, 101.17.997, wird abgelehnt. 

 
Petra Friedrich Nicole Schmidt 
Stadtverordnetenvorsteherin Schriftführerin 




